
Seit  50  Jahren  für
Frauenfragen engagiert
geschrieben von Enesa Sefedini | Februar 20, 2026
Bern,  27.01.2026  —  Die  Eidgenössische  Kommission  für
Frauenfragen  EKF  wurde  am  28.  Januar  1976  vom  Bundesrat
eingesetzt. Auch 50 Jahre nach ihrer Einsetzung als ständige
ausserparlamentarische Kommission ist die EKF eine zentrale
Instanz, die auf Bundesebene Themen der Gleichstellung der
Geschlechter sichtbar macht und ihnen mit Grundlagendokumenten
und Empfehlungen Gewicht verleiht.

Die Jubiläumsfeier findet am 23. April 2026 im Beisein von
Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider in Bern statt.

Obwohl 1971 nach jahrelangem Ringen das Stimm- und Wahlrecht
für Frauen auf nationaler Ebene eingeführt wurde, bestand kein
Gremium,  das  sich  mit  gleichstellungspolitischen
Herausforderungen  auf  nationaler  Ebene  auseinandersetzte.
Ausschlaggebend  für  die  Einsetzung  der  Eidgenössischen
Kommission für Frauenfragen EKF war dann einerseits die 1974
veröffentlichte Studie «Die Stellung der Frau in Familie und
Gesellschaft»  von  René  Levy  und  Thomas  Held.  Die  zwei
Wissenschaftler  zeigten  auf,  dass  Frauen  in  der  Schweiz
schwerwiegend  benachteiligt  und  diskriminiert  wurden.  1975
stärkte die Forderung des vierten Frauenkongresses im UNO-Jahr
der  Schweiz  das  Anliegen,  ein  nationales  Gremium  für
Gleichstellungsfragen zu errichten. Am 28. Januar 1976 wurde
daraufhin die Eidgenössische Kommission für Frauenfragen vom
Bundesrat  eingesetzt  und  Emilie  Lieberherr  als  erste
Präsidentin  gewählt.

Von den Anfängen
Seit  ihrer  Einsetzung  prägt  die  EKF  die  Debatte  über  die
Verwirklichung  von  Gleichstellung  in  unserer  Demokratie,
veröffentlicht  Grundlagen  und  gestaltet  so  die
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Gleichstellungspolitik massgeblich mit. Schwerpunktmässig hat
sie  sich  anfänglich  mit  dem  Erarbeiten  von  Daten,
Stellungnahmen  und  Empfehlungen  zur  rechtlichen  und
tatsächlichen  Situation  der  Frauen  beschäftigt  (Gewalt  an
Frauen, Strafvollzug, Eherecht) und lancierte die bis heute
bestehende  Fachzeitschrift  «Frauenfragen».  Die  EKF  war
überdies  massgeblich  an  der  Schaffung  des  Eidgenössischen
Büros für die Gleichstellung von Frau und Mann EBG beteiligt,
welches seit 1988 besteht. Darüber hinaus arbeitet die EKF zur
politischen  Vertretung  der  Frauen  in  der  Schweiz,  zur
Vereinbarkeit von bezahlter und nicht-bezahlter Arbeit, zur
sozialen Sicherheit und engagiert sich für die Stärkung der
Grund-  und  Menschenrechte.  Seit  Beginn  haben  sowohl  die
grossen Frauen- und Gleichstellungsverbände Einsitz in der EKF
als auch Vertreterinnen und Vertreter der Sozialpartner und
der Wissenschaft.

Heutige Herausforderungen bleiben gross
Auch heute bleiben die Themen drängend: Gewalt gegen Frauen,
Lohnungleichheit, Diskriminierung in der realen und digitalen
Welt sowie eine erstarkte Gegenbewegung auf Fortschritte bei
der Gleichstellung der Geschlechter fordern die Gesellschaft
weiterhin heraus. So hat sich die Kommission in jüngster Zeit
stark mit der Ungleichbehandlung durch algorithmische Systeme
auseinandergesetzt.  Die  heute  20-köpfige  EKF  hat  2025  ein
Rechtsgutachten  veröffentlicht,  welches  den  Schutz  vor
algorithmischer Diskriminierung untersuchte. Darauf aufbauend
hat die Kommission Empfehlungen verabschiedet und an einer
nationalen Konferenz einem breiten Publikum vorgestellt.

2026  wird  der  Fokus  auf  dem  antifeministischen  Backlash
liegen,  der  weltweit  an  Bedeutung  gewinnt  und  sich
diversifiziert. Denn in den letzten Jahren sind Frauenrechte
vermehrt unter Druck geraten – seien es Einschränkungen ihrer
Rechte, Angriffe auf Frauen, die sich öffentlich äussern, oder
eine  verstärkte  gesellschaftliche  Polarisierung.
Gegenstrategien,  um  dem  antifeministischen  Backlash  zu



begegnen, werden im kommenden April in der neuen Ausgabe der
Fachzeitschrift Frauenfragen diskutiert.

Engagement würdigen
Am  23.  April  2026  finden  im  PROGR  in  Bern  die
Jubiläumsfeierlichkeiten statt. Nach der Begrüssungsrede von
Elisabeth  Baume-Schneider,  Bundesrätin  und  Vorsteherin  des
Eidgenössischen Departements des Innern EDI, diskutiert ein
Panel  von  ehemaligen  und  aktuellen  Mitgliedern  der  EKF
zusammen  mit  ausgewiesenen  Gleichstellungsexpertinnen  das
Wirken  der  Kommission  und  die  aktuellen  Herausforderungen.
Weiter wird mit dem Prix EKF eine Frau gewürdigt, die die
Gleichstellungspolitik der Schweiz massgeblich mitgeprägt und
gestaltet hat.

Quelle:
Seit 50 Jahren für Frauenfragen engagiert

Equal Pay Day 2026
geschrieben von Dr. Corinne Saner | Februar 20, 2026
Dieses Jahr fällt der Equal Pay Day auf den 13. Februar. Dass
dies ein Freitag ist, erhöht die Symbolkraft. Der equal pay
day  ist  der  „Tag  der  gleichen  Bezahlung“  und  soll
vergegenwärtigen,  dass  Frauen  im  Durchschnitt  noch  immer
weniger verdienen als Männer. Diese Ungleichheit ist illegal,
existiert aber trotzdem.

Der Equal Pay Day findet jedes Jahr an einem anderen Datum
statt. Nämlich dann, wenn die Frauen den durchschnittlichen
Lohn des Mannes erwirtschaftet haben, den dieser bereits am
31. Dezember des Vorjahres hatte. Die Spanne zwischen dem 1.
Januar und dem Equal Pay Day bezeichnet damit den Zeitraum,
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während dem die Frauen sozusagen gratis arbeiten. 2026 sind
dies 44 Tage.

Made in USA
Der „Tag für gleiche Bezahlung“ hat seinen Ursprung in den
USA. Er wurde dort 1966 vom „National Committee on Pay Equity“
(NCPE) ins Leben gerufen. Das NCPE ist ein Zusammenschluss von
amerikanischen  Frauen-  und  Bürgerrechtsorganisationen,  von
Gewerkschaften sowie religiösen und beruflichen Vereinigungen,
der das Ziel hat, auf die ungleiche Bezahlung zwischen Männern
und  Frauen,  insbesondere  auch  afroamerikanische  Frauen,
hinzuweisen und die Lohnkluft zu beseitigen. 1963, als in den
Vereinigten Staaten der Equal Pay Act (Gesetz zur gleichen
Bezahlung) unterzeichnet wurde, bekamen Frauen im Schnitt nur
59 Cent, während Männer einen Dollar erhielten.

Von Amerika nach Europa
Der  Equal  Pay  Day  findet  mittlerweile  in  23  europäischen
Ländern  statt:  Unter  anderem  beteiligen  sich  Belgien,
Deutschland,  Frankreich,  Großbritannien,  Irland,   talien,
Niederlande,  Österreich,  Polen,  Rumänien,  Schweiz,  Spanien,
Schweden und Tschechien.

In der Schweiz gibt es den EPD seit 2009, wo er von Business
and  Professional  Women  BPW  Switzerland  ins  Leben  gerufen
wurde. Verschiedene Aktionen sollen die breite Bevölkerung für
das  Thema  Lohngleichheit  sensibilisiert.  Frauen  werden
ermutigt, ihren Lohn besser zu verhandeln und Männer sollen
erkennen, dass auch sie ein Interesse an einem gleichen Lohn
für gleiche Leistung haben.

Alles, was Recht ist…
Betrachtet  man  ausschliesslich  die  gesetzlichen  Grundlagen,
entsteht der Eindruck, in der Schweiz sei alles in Ordnung.
Die rechtliche Gleichstellung und insbesondere gleicher Lohn
für  gleichwertige  Arbeit  sind  seit  1981  in  der
Bundesverfassung verankert: in Art. 8 Abs. 3 BV. Leider hinkt
die  Realität  dem  Verfassungsgrundsatz  hinterher.  In  der
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Lohnfrage  ist  es  in  den  45  Jahren  seit  Inkrafttreten  des
Verfassungsartikels  noch  immer  nicht  gelungen,  die
Lohnunterschiede zwischen Frauen und Männern zu beseitigen.
Angesichts  der  klaren  gesetzlichen  Grundlagen  in  der
Verfassung  und  auch  im  Gleichstellungsgesetz  ist  der
Lohnunterschied illegal. Doch gut Ding will Weile haben.

Langer, langsamer Weg
Das Bundesamt für Statistik (BFS) führt alle zwei Jahre eine
Studie zu den Lohnunterschieden zwischen Frauen und Männern
durch. Diese stützt sich auf die Daten der Schweizerischen
Lohnstrukturerhebung.  Anhand  einer  Analyse  lässt  sich
ermitteln, ob Frauen und Männer für gleiche Tätigkeitsprofile
gleiche Löhne erhalten. 

Die gute Nachricht lautet: es tut sich etwas. Die Bemühungen
tragen Früchte. Während der Lohnunterschied zwischen Männern
und Frauen 2009 erschreckende 18,9 % betrug, machte er gemäss
der schweizerischen Lohnstrukturerhebung 2022 noch 12 Prozent,
und im Jahr 2024 noch 8,4 % aus.

Geht man ins Detail, zeigt sich Interessantes: Bei jungen
Erwachsenen  besteht  fast  Lohngleichheit,  doch  bei
verheirateten Frauen öffnet sich die Schere. Drei Viertel der
Spitzenverdiener  mit  Monatsgehalt  über  16’000  Franken  sind
männlich.

Equal Pay Day – BPW Switzerland
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Unterschiede nach Zivilstand, Elternschaft und Alter
Die  vertiefte  Analyse  der  Zahlen  zeigt,  dass  der
Lohnunterschied zwischen Frauen und Männern bei verheirateten
Personen mit Kindern besonders ausgeprägt ist: Während ledige,
kinderlose  Frauen  1,9%  weniger  verdienen  als  ledige,
kinderlose  Männer,  liegt  die  geschlechtsspezifische
Lohndifferenz  bei  verheirateten  Personen  mit  Kindern  bei
satten 21,0%!

Im mittleren und oberen Kader fallen die Löhne von Vätern um
21,4% höher aus als jene von kinderlosen Männern, wohingegen
der Lohnunterschied zwischen Müttern und kinderlosen Frauen
lediglich 6,6% beträgt. Es zeigt sich, dass dieser mit der
Elternschaft  (Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  von
Kindern) verbundene Lohnunterschied bei Männern nach wie vor
deutlich ausgeprägter ist als bei Frauen.

Im Allgemeinen steigt die Lohndifferenz mit zunehmendem Alter
stetig an. Insbesondere bei verheirateten Personen ist dies zu
beobachten: Verheiratete Frauen in der Altersgruppe bis und
mit 29 Jahre verdienen 6,6% weniger als verheiratete Männer
der  gleichen  Altersgruppe,  während  der  Unterschied  in  der
Altersgruppe der 30- bis 49-Jährigen bei 12,6% liegt und bei
Personen ab 50 Jahren 19,7% erreicht.

Weshalb die Unterschiede?
Das Lohngefälle zwischen Frauen und Männern in der Schweiz
besteht unter anderem deshalb, weil Frauen häufiger in tiefer
bezahlten  Branchen  tätig  sind,  aufgrund  von  Familienarbeit
öfter Teilzeit arbeiten, seltener Führungspositionen erreichen
und  «typisch  weibliche»  Berufe  gesellschaftlich  weniger
anerkannt  sind.  Ein  Teil  der  Lohndifferenz  bleibt  jedoch
unerklärt. Dies nicht nur in der Privatwirtschaft, sondern
auch beim öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber. Dieser legt für
die einzelnen Funktionen zwar geschlechtsneutrale Lohnklassen
fest,  ist  dabei  gegen  indirekte  Diskriminierung  von
frauenspezifischen Berufsfeldern aber nicht gefeit. Und auch



die  konkrete  Lohneinreihung  beinhaltet  durch  die
Berücksichtigung  der  anrechenbaren  Erfahrung
Diskriminierungspotenzial.

Vor diesem Hintergrund ist der Equal Pay Day mehr als ein
symbolischer  Aktionstag.  Er  macht  auf  die  strukturellen
Ursachen  der  Lohnungleichheit  aufmerksam  –  darunter  die
Teilzeitfalle,  traditionelle  Rollenbilder  und  weitere
Faktoren, die die wirtschaftliche Gleichstellung von Frauen
beeinträchtigen.

Ein volkswirtschaftliches Problem
Dass Frauen weniger verdienen als Männer ist nicht nur einfach
schade für die Betroffenen. Es ist darüber hinaus auch ein
volkswirtschaftliches Problem. Die schlechtere Bezahlung von
Frauen, wie auch Fehlanreize bei den Steuern und fehlende bzw.
zu  teure  Betreuungsmöglichkeiten  für  Kinder  und  ältere
Angehörige führen dazu, dass trotz guter Ausbildung nur ein
Teil der Arbeitskraft der Frauen am Arbeitsmarkt verfügbar
ist. Dabei ist unsere Wirtschaft aufgrund der demografischen
Entwicklung und der restriktiven Ausländerpolitik auf dieses
Arbeitskräftepotential angewiesen.

Die  Kombination  aus  unfairer  Entlöhnung,  hohen
Betreuungskosten und Steuerprogression führt dazu, dass sich
viele Frauen für einen längeren Zeitraum ganz oder teilweise
aus dem bezahlten Erwerbsleben zurückziehen.

Equal Pay Day 2026: Back to the Roots
BPW Switzerland stellt den Equal Pay Day 2026 unter das Motto
«Back  to  the  Roots».  Damit  werden  die  grundlegenden
verfassungsrechtlichen Prinzipien der Gleichstellung stärker
in  den  Fokus  gerückt.  Mit  den  zahlreichen,  lokal  von  BPW
Sektionen  durchgeführten  Aktionen  hat  der  Tag  somit  noch
nichts an Aktualität und Notwendigkeit eingebüsst.



Ein  wichtiger  Schritt
vorwärts  auf  dem  Weg  zur
Lohngleichheit
geschrieben von Barbara Falk | Februar 20, 2026
Ende  letzten  Jahres  hatte  das  Parlament  die  Änderung  des
Gleichstellungsgesetzes verabschiedet. Im August hat nun der
Bundesrat die neuen Bestimmungen in Kraft gesetzt und damit
verbindliche  Massnahmen  zur  besseren  Verwirklichung  der
Lohngleichheit  von  Frau  und  Mann  eingeführt.  Neu  müssen
Unternehmen  mit  100  oder  mehr  Angestellten  betriebsinterne
Lohngleichheitsanalysen durchführen. Mit den Lohnanalysen soll
dem unerklärbaren Lohnunterschied zwischen den Geschlechtern
entgegengewirkt  und  der  in  der  Bundesverfassung  verankerte
Lohngleichheitsgrundsatz umgesetzt werden.

Nach wie vor verdienen Frauen mitunter erheblich weniger als
Männer,  das  hat  die  diesjährige  Lohnstrukturerhebung  des
Bundesamts für Statistik deutlich gezeigt. Dabei haben Frauen
und Männer in der Schweiz ein Anrecht auf gleichen Lohn für
gleiche  oder  gleichwertige  Arbeit.  So  will  es  die
Bundesverfassung seit 1981 und auch das Gleichstellungsgesetz,
das seit 1996 in Kraft ist. Die Realität ist allerdings eine
andere.  Auch  heute  noch,  Jahrzehnte  später,  ist  die
Lohngleichheit  zwischen  Frau  und  Mann  nicht  erreicht.  Der
sogenannte unerklärte Lohnunterschied, also jener Anteil, der
einzig durch das Geschlecht zu erklären ist – und damit im
Sinne des Gleichstellungsgesetzes als diskriminierend gilt –,
beträgt derzeit zwischen 7.4 Prozent und 8.4 Prozent, je nach
statistischem Ansatz.

Nun hat die Politik gehandelt und staatliche Massnahmen gegen
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Lohndiskriminierung  gutgeheissen.  Mit  der  Änderung  des
Gleichstellungsgesetzes  nimmt  sie  die  Unternehmen  in  die
Pflicht und verleiht damit dem jahrzehntealten Anspruch auf
Lohngleichheit  Nachdruck  und  Aktualität.  Die  neuen
Bestimmungen im Gleichstellungsgesetz treten auf den 1. Juli
2020  in  Kraft  und  sehen  zur  besseren  Durchsetzung  der
Lohngleichheit  verbindliche  Lohngleichheitsanalysen  sowie
deren Überprüfung vor. Konkret werden Unternehmen mit 100 oder
mehr  Mitarbeitenden  dazu  verpflichtet,  betriebsinterne
Lohnanalysen  durchzuführen  und  diese  von  einer  externen
unabhängigen Stelle prüfen zu lassen.

Ein langer Weg zur Umsetzung
Bereits  im  Herbst  2014  hatte  der  Bundesrat  in  Aussicht
gestellt, dem Lohnunterschied zwischen den Geschlechtern mit
neuen  Massnahmen  zu  begegnen.  Dieser  Ankündigung  waren
zunächst  pragmatische  Versuche  vorausgegangen,  um  den
verfassungsrechtlichen  Anspruch  auf  Lohngleichheit  zu
beschleunigen. So hatten Bund und Sozialpartner im Jahre 2009
gemeinsam  das  Projekt  «Lohngleichheitsdialog»  lanciert,
welches bis 2014 andauerte. Ziel war es, Unternehmen dazu zu
motivieren,  ihre  Löhne  freiwillig  einer  Überprüfung  auf
geschlechtsspezifische  Unterschiede  zu  unterziehen  und
allenfalls  bestehende  Lohndiskriminierungen  aufzuheben.  Die
Bilanz dieses Dialogs fiel allerdings durchzogen aus – die auf
Freiwilligkeit  beruhenden  Massnahmen  zur  Verwirklichung  des
Lohngleichheitsgrundsatzes  haben  nicht  zum  erhofften  Erfolg
geführt. Noch im selben Jahr beriet der Bundesrat das weitere
Vorgehen zur Bekämpfung der Lohndiskriminierung und eröffnete
im November 2015 schliesslich die Vernehmlassung zur Änderung
des Gleichstellungsgesetzes.

Mit  der  Verabschiedung  der  Botschaft  zur  Änderung  des
Gleichstellungsgesetzes im Juli 2017 setzt sich der lange Weg
im  Ringen  um  die  Durchsetzung  des  verfassungsrechtlichen
Auftrags  zur  Lohngleichheit  zwischen  Frauen  und  Männern



mittels  zusätzlicher  staatlicher  Massnahmen  fort.  Nach
langwierigen  Debatten,  Rückweisungen  und
Differenzbereinigungen seitens Stände- und Nationalrat schafft
die  Revision  des  Gleichstellungsgesetzes  im  vergangenen
Dezember die Hürde und wird vom Parlament verabschiedet. Da
die Referendumsfrist gegen den Beschluss des Parlaments am 7.
April 2019 ungenutzt verstrichen ist, hat der Bundesrat die
Änderung des Gleichstellungsgesetzes und die Verordnung zur
Überprüfung der Lohngleichheitsanalyse im August dieses Jahres
auf  den  1.  Juli  2020  in  Kraft  gesetzt.  Damit  müssen
Unternehmen  mit  über  100  Angestellten  eine  erste
betriebsinterne  Lohngleichheitsanalyse  bis  spätestens  Ende
Juni 2021 durchführen.

Was  bedeutet  die  Gesetzesrevision
konkret?
Aufgrund der neuen Bestimmungen müssen private und öffentliche
Arbeitgeber ab einer Grösse von 100 und mehr Angestellten ihre
Lohnstrukturen  wissenschaftlich  dahingehend  analysieren,  ob
sie  Frauen  und  Männern  für  gleiche  Arbeit  gleich  viel
bezahlen. Die Analyse muss zudem von unabhängiger Seite (z.B.
Revisionsgesellschaft  oder  Arbeitnehmervertretung)  überprüft
werden.  Ebenso  müssen  die  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter
schriftlich über das Ergebnis informiert werden.

Die  Bestimmungen  gewähren  Unternehmen  gemäss  Justiz-  und
Polizeidepartement  (EJPD)  ab  deren  Inkrafttreten  eine
Übergangsfrist  von  einem  Jahr.  Die  jeweils  erste
betriebsinterne Lohngleichheitsanalyse muss demnach spätestens
bis  Ende  Juni  2021  durchgeführt  werden.  Hernach  sind  die
Unternehmen verpflichtet, die Lohngleichheitsanalyse alle vier
Jahre  zu  wiederholen.  Wo  die  Analyse  keinen  unerklärbaren
Lohnunterschied zwischen den Geschlechtern aufzeigt, sind die
entsprechenden  Unternehmen  von  weiteren  Analysen  befreit.
Sollte  bei  einem  Unternehmen  die  Anzahl  Mitarbeitende
innerhalb des besagten Zeitraums unter 100 fallen, so wird die



Lohngleichheitsanalyse erst wieder erforderlich, wenn die Zahl
von 100 Mitarbeitenden erneut erreicht ist.

Betroffen von der Änderung des Gleichstellungsgesetzes sind
0,9  Prozent  aller  Unternehmen;  mit  anderen  Worten  könnten
theoretisch  und  bestenfalls  46  Prozent  der  Schweizer
Arbeitnehmenden  von  dieser  Massnahme  profitieren.

Geltungsdauer ist befristet
Die  Pflicht,  betriebsinterne  Lohngleichheitsanalysen
durchzuführen, hat das Parlament mit der sogenannten Sunset-
Klausel auf zwölf Jahre begrenzt. Damit wird die Änderung des
Gleichstellungsgesetzes per 1. Juli 2032 wieder ausser Kraft
gesetzt.  Das  gilt  auch  für  sämtliche  dazugehörenden
Verordnungen.  Hier  hatte  sich  die  Ratslinke  sowohl  im
National- wie im Ständerat während der Vernehmlassungsphase
nicht  durchsetzen  können  mit  ihrem  Argument,  dass  diese
Geltungsdauer  kaum  ausreichen  wird,  um  das  Problem  der
Lohnungleichzeit zu lösen.

Innerhalb des gesetzlichen Zeitraumes müssen Unternehmen die
Lohngleichheitsanalyse, wie erwähnt, regelmässig wiederholen.
Konkret  läuft  dies  auf  die  Durchführung  von  maximal  drei
Lohngleichheitsanalysen hinaus. Die neuen Bestimmungen sehen
in  manchen  Fällen  aber  auch  Ausnahmen  vor,  bei  denen
Unternehmen von der (weiteren) Pflicht zu Lohnanalysen befreit
sind. Das gilt insbesondere, wenn:

ein Unternehmen im Rahmen der Vergabe von öffentlichen
Aufträgen  bereits  einer  Kontrolle  auf  Einhaltung  der
Lohngleichheit unterliegt.
ein  Unternehmen  aufgrund  von  Subventionsbeiträgen
bereits  auf  das  Einhalten  des  Lohngleichheitsgebot
kontrolliert wird.
ein  Unternehmen  nach  erfolgter  Lohngleichheitsanalyse
den Nachweis erbringen kann, dass es die Anforderungen
an die Lohngleichheit erfüllt. Dann entfallen weitere



Lohngleichheitsanalysen.

Informationspflicht
Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern müssen die Resultate der
Lohngleichheitsanalysen spätestens ein Jahr nach Abschluss der
Analyse,  also  erstmals  bis  Ende  Juni  2023,  schriftlich
kommuniziert  werden.  Auch  gegenüber  den  Aktionärinnen  und
Aktionären  von  börsenkotierten  Gesellschaften  besteht  eine
schriftliche Informationspflicht; in diesem Fall müssen die
Gesellschaften  das  Ergebnis  der  Lohngleichheitsanalyse  im
Anhang der Jahresrechnung veröffentlichen.

Die Informationspflicht war in der Vernehmlassung umstritten,
hat  sich  am  Ende  aber  durchgesetzt.  Letztlich  sollen
Unternehmen  dadurch  motiviert  werden,  allfällig  aufgedeckte
Lohnunterschiede  zu  korrigieren.  Überdies  schafft  die
Kommunikation der Ergebnisse der Lohngleichheitsanalyse auch
Transparenz  und  stärkt  damit  das  Vertrauen  der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in ihren Arbeitgeber, weil
dieser  damit  klarmacht,  dass  er  das  Gleichstellungsgesetz
ernst nimmt.

Methoden  zur  Prüfung  von
Lohngleichheitsanalysen
Die  Lohngleichheitsanalyse  muss  dem  Anspruch  an
Wissenschaftlichkeit und Rechtskonformität genügen. Der Bund
wird den Unternehmen ein kostenloses Standard-Analyse-Tool zur
Verfügung stellen, das diesen Anforderungen methodisch gerecht
wird – aktuell wird dieses von Bund, Kantonen und Gemeinden
bereits genutzt. Grundsätzlich sind Arbeitgeber in der Wahl
der Methode zur Lohngleichheitsanalyse frei; wählen sie eine
andere  Methode,  müssen  sie  deren  wissenschaftliche  und
rechtliche Konformität allerdings nachweisen.



Ausbildung von Revisoren
Revisoren  und  Revisorinnen  werden  prüfen  müssen,  ob  die
betriebsinternen Lohngleichheitsanalysen korrekt durchgeführt
wurden. Über welche Kenntnisse sie hierzu verfügen müssen, hat
der Bundesrat in der Verordnung festgelegt. So sind die von
Unternehmen  beauftragten  Revisorinnen  und  Revisoren  dazu
verpflichtet,  einen  speziellen  Ausbildungskurs  zu  besuchen.
Mit  dieser  Ausbildung  soll  unter  anderem  ein
Mindestqualitätsstandard  bei  der  Überprüfung  der
Lohngleichheitsanalysen  gewährleistet  werden.  Entsprechende
Kurse bietet beispielweise das Eidgenössische Büro für die
Gleichstellung von Frau und Mann an. Zudem berät und begleitet
es Unternehmen bei der Überprüfung der Lohngleichheit und gibt
Unterstützung bei der Interpretation der Ergebnisse.

Fazit: Die neuen Bestimmungen im Gleichstellungsgesetz sind zu
begrüssen  –  sie  sind  ein  wichtiger  Schritt  hin  zur
Lohngleichheit zwischen Mann und Frau. Alles andere ist nicht
mehr zeitgemäss. Der Bundesrat hat diesbezüglich Farbe bekannt
und  langen  Atem  bewiesen.  Seine  Anträge  zur  Revision  des
Gleichstellungsgesetzes  wurden  zwar  durch  das  Parlament
verwässert, der Bundesrat wollte weiter gehende Massnahmen.
Dennoch verhelfen die verbindlichen Lohnanalysen der besseren
Durchsetzung der Lohngleichheit, indem sie dem unerklärbaren
Lohnunterschied  entgegenwirken.  Erfreulicher  wäre  gewesen,
wenn freiwillige Massnahmen dem gesetzlich verankerten Anrecht
auf  Lohngleichheit  zwischen  den  Geschlechtern  nachgekommen
wären. Auch sieht das revidierte Gleichstellungsgesetz keine
Sanktionen  vor.  Was  die  Lohnanalysen  tatsächlich  bringen,
bleibt abzuwarten. Spätestens neun Jahre nach Inkrafttreten
des neuen Gesetzes wird der Bundesrat dem Parlament Bericht
über dessen Wirksamkeit erstatten müssen.



Die  Gleichstellung  von  Frau
und  Mann  muss  weiterhin
warten
geschrieben von Barbara Falk | Februar 20, 2026
Die  jüngste  Ausgabe  der  Taschenstatistik  über  die
Gleichstellung von Frau und Mann, welche das Bundesamt für
Statistik  diesen  Frühsommer  herausgegeben  hat,  trägt  die
Kernaussage zum aktuellen Stand der Geschlechtergleichstellung
bereits im Titel: «Auf dem Weg zur Gleichstellung von Frau und
Mann». Das lässt erahnen, dass dieser Weg in der Realität auch
nach Jahrzehnten des Ringens und Kämpfens noch auf unbestimmte
Zeit andauernd wird – und dies, obwohl rechtlich viel erreicht
wurde.  Immerhin  gibt  es  in  manchen  Bereichen  Erfolge  zu
vermelden. Bei anderen Handlungsfeldern indes stagniert die
Entwicklung  oder  ist  gar  rückläufig.  Anlass  genug,  die
Fortschritte und Baustellen der Geschlechtergleichstellung in
einer kurzen Übersicht zu thematisieren.

Der Sommer hat es überaus deutlich gemacht: Am diesjährigen
Frauenstreik gingen schweizweit mehrere Hunderttausend Frauen
und auch solidarische Männer auf die Strasse, um der Forderung
nach Gleichstellung der Geschlechter Ausdruck zu verleihen. Es
war  die  grösste  politische  Demonstration  in  der  jüngeren
Geschichte der Schweiz – und sie war ein klares Zeichen, dass
es bei der Gleichstellung der Frauen in der Arbeitswelt und in
der Gesellschaft endlich vorwärtsgehen muss. Die Forderungen
sind vielfältig, sie betreffen Lebens- und Arbeitsbedingungen
gleichermassen und werden von allen Generationen, auffallend
auch von einer Vielzahl junger Frauen, mitgetragen.

Zwar  hat  sich  bezüglich  Gleichberechtigung  in  den  letzten
Jahren  einiges  verbessert,  doch  Tempo  und  Umfang  dieser
Entwicklung sind ungenügend. Dies bestätigte sogar die neue
Studie des Weltwirtschaftsforums (WEF, The Global Gender Gap
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Report 2018), gemäss der die Schweiz in puncto Gleichstellung
der Geschlechter im internationalen Vergleich nur gerademal an
20.  Stelle  liegt.  Die  Studie  schätzt,  dass  es  bis  zur
Schliessung  der  Lücke  zwischen  den  Geschlechtern  nach  den
derzeitigen Entwicklungen global noch über 100 Jahre dauern
wird. Solange wollen die Frauen in der Schweiz – 38 Jahre nach
der Verankerung der Gleichstellung von Frau und Mann in der
schweizerischen Bundesverfassung – indes nicht mehr warten.
Mit dem nahen Herbst haben es die Politik und die Wirtschaft
in der Hand, gleich bei zwei gewichtigen Themen, die Frauen
und Männern im Berufs- und Familienleben dieselben Chancen
einräumen sollen, mit konkreten Massnahmen ein Zeichen für die
Gleichstellung  zu  setzen.  Die  Rede  ist  von  den
Lohnverhandlungen  sowie  der  Vaterschaftsurlaubs-Initiative
bzw. dem Gegenvorschlag in der aktuellen Herbstsession.

Lohngleichheit  ist  weder  erreicht  noch
greifbar nah
Der Grundsatz «Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit» ist
mithin eine der zentralsten Forderungen in der Debatte um die
Gleichstellung von Frau und Mann. Und sie liesse sich – einmal
mehr – in diesem Herbst wie kaum eine andere rasch, wegweisend
und symbolisch umsetzen. Gemäss den aktuellsten Zahlen des
Bundesamts  für  Statistik  (BFS,  Neuchâtel  2019)  verdienten
Frauen 2016 im privaten Sektor durchschnittlich immerhin noch
rund 20 Prozent weniger als ihre männlichen Kollegen, bezogen
auf ein Vollzeitpensum. Dabei können ganze 42,9 Prozent dieser
Lohndifferenz nicht mit objektiven Kriterien wie etwa Bildung,
Dienstalter  oder  Führungsniveau  erklärt  werden.  Im
öffentlichen Sektor fiel dieser sogenannte unerklärte Anteil
mit 34,8 Prozent etwas tiefer aus. Betrachtet man anstatt des
Durchschnitts  (arithmetisches  Mittel)  den  Median
(Zentralwert), der starke Ausreisser wie hier beispielsweise
sehr hohe Löhne besser berücksichtigt und damit ausbalanciert,
entspricht  die  Lohndifferenz  zwischen  Frau  und  Mann  im
Privatsektor  immer  noch  14,6  Prozent  und  im  öffentlichen



Sektor  12,5  Prozent.  Der  unerklärte  Anteil  der
Lohnungleichheit  macht  bei  dieser  Art  statistischer
Betrachtung  noch  8,4  Prozent  aus.

Die  naheliegende  Erklärung  für  derlei  Unterschiede  ist
Diskriminierung  von  Frauen  auf  dem  Arbeitsmarkt.  An  der
Ausbildung  kann  es  jedenfalls  nicht  liegen,  haben  Frauen
diesbezüglich stark aufgeholt – heute weisen junge Frauen im
Vergleich zu gleichaltrigen Männern ein ebenso gutes oder gar
höheres Bildungsniveau auf. Konservativen Thesen gemäss sind
die  Lohnunterschiede  allerdings  nicht  diskriminierenden
Arbeitgebern  geschuldet,  sondern  rühren  von  der
Rollenverteilung  im  klassischen  Familiengefüge  her.  Demnach
kümmern  sich  Frauen  hauptverantwortlich  um  die  Familie,
während  Männer  nach  der  Geburt  eines  Kindes  weiterhin
vollzeitig der Erwerbsarbeit nachgehen; letztlich führe dies
zu entsprechenden Unterbrüchen in der Erwerbsarbeit, weniger
Berufserfahrung und zu Teilzeitanstellungen seitens der Frauen
bzw. Mütter, was der Grund für das Lohngefälle sei.

Unterschiede sind nicht akzeptabel
Dem  widerspricht  eine  aktuelle  Studie  um  den
Soziologieprofessor Daniel Oesch von der Universität Lausanne
klar (Social Change in Switzerland N°18, Juni 2019). Anhand
von zwei idealen landesweiten Datensätzen, der Jugendbefragung
Tree  und  der  Absolventenuntersuchung  der  Hochschulen,
untersuchten  die  Forscher  die  Lohnsituation  von  jungen
kinderlosen  Erwachsenen  im  Alter  von  bis  zu  30  Jahren.
Entsprechend  dem  oben  angeführten  Argument  konservativer
Kreise  müssten  diese  jungen  Frauen  und  Männer  ohne
Familienverpflichtung  und  bei  gleicher  Qualifikation  und
vergleichbaren Berufen und Fachbereichen für dieselbe Arbeit
dieselben Löhne erhalten. Dem ist jedoch nicht so. Und dies,
obwohl das Forschungsteam mögliche relevante Unterschiede bei
den  Geschlechtern  wie  Schulleistung  und  Erwerbserfahrung
berücksichtigt hatte. Die Resultate zeigen, dass die Frauen in
beiden Datensätzen 4 bis 5 Prozent weniger verdienen als die



Männer. Der Schluss der Forschenden fällt eindeutig aus: Die
Lohnschere  öffnet  sich  bereits  beim  Einstieg  in  den
Arbeitsmarkt,  der  unerklärte  Lohnunterschied  beginnt  nicht
erst mit der Mutterschaft.

Auch das Bundesamt für Statistik hält fest, dass selbst bei
gleicher Bildung und gleichem Kompetenzniveau der Lohn der
Frauen tiefer liegt als jener der Männer. Insbesondere im
Tieflohnbereich,  der  stark  geschlechtsabhängig  ist,  sind
dringend Massnahmen und Verbesserungen gefordert. Nicht nur
arbeiten in diesem Sektor bedeutend mehr Frauen, sondern auch
das  Lohngefälle  fällt  hier  deutlich  aus,  will  heissen,
wesentlich mehr Frauen als Männer müssen sich mit einem tiefen
Lohn arrangieren. So hatten im Jahr 2016 16,5 Prozent der
Frauen einen Nettomonatslohn von CHF 4000.– oder weniger zur
Verfügung, während es bei den Männern vergleichsweise nur 5,3
Prozent waren. Umgekehrt kamen 26,1 Prozent der Männer auf
einen  monatlichen  Nettolohn  von  mehr  als  Fr.  8000.–,
wohingegen  nur  13,8  Prozent  der  Frauen  ein  solches  Salär
erreichten.

Vereinbarkeit von Beruf und Familie
Damit Frauen sich beruflich engagieren und weiterentwickeln
können, braucht es unter anderem eine bessere Vereinbarkeit
von Familie und Beruf. Dazu gehört auch eine ausgewogenere
Aufteilung von Haus-, Familien- und Erwerbsarbeit. Denn noch
immer ist das klassische Modell, dem gemäss der Mann Vollzeit
erwerbstätig ist und die Frau gar nicht arbeitet, bei 23,3
Prozent der Paarhaushalte mit jüngstem Kind unter vier Jahren
die Realität, auch wenn der Anteil von dereinst 59,2 Prozent
im  Jahr  1992  auffallend  stark  gesunken  ist.  Am  weitesten
verbreitet ist nach wie vor das Rollenmodell, bei dem Väter
vollzeitig  der  Erwerbsarbeit  nachgehen  und  Mütter
teilzeitbeschäftig sind; es hat zwischen 1992 und 2017 von
einem Viertel auf rund die Hälfte dieser Familien zugenommen
und sich damit verdoppelt. Diesbezüglich lässt sich in der



Schweiz auch ein kultureller Unterschied feststellen, indem in
der welschen Schweiz Eltern, die beide vollzeitlich arbeiten,
häufiger sind.

Die Berufstätigkeit von Müttern ist unter anderem abhängig vom
Alter der Kinder. Je älter der Nachwuchs, desto mehr erhöht
sich im Schnitt das Arbeitspensum von Frauen, wobei dieses in
50  bis  89  Prozent  der  Haushalte  in  einem  Teilzeitpensum
besteht.  Anders  präsentiert  sich  die  Situation  von
alleinstehenden Müttern: Schon immer waren sie und sind auch
aktuell  häufiger  erwerbstätig  als  Mütter  in  Partnerschaft,
zudem  fällt  auch  ihr  Beschäftigungsgrad  mehrheitlich  höher
aus.

Massnahmen und Rezepte, die Frauen entlasten und ihnen ein
berufliches Engagement und Vorankommen ermöglichen, gibt es
etliche.  Dazu  gehören  verstärkte  Investitionen  in
Kinderkrippen und Tagesschulen, die Möglichkeit des Homeoffice
und  für  pflegebedürftige  Angehörige  auch  vermehrte
Betreuungsangebote und Spitex. Die Schwierigkeit hierbei – und
das wird auch in Kritiken von Betroffenen laut – ist oft
mangelnde Flexibilität. Wenn wechselnde Arbeitstage für die
Kitas schwierig werden, die hohe Präsenzzeit der Angestellten
kaum  Spielraum  lässt  und  alternative  Arbeitsmodelle  bei
Unternehmen  auf  kein  Gehör  stossen,  dann  bleibt  auch  die
Vereinbarkeit  von  Familie  und  Beruf  kein  Kinderspiel.  Als
Folge davon treten Frauen oft ein paar Schritte zurück und
nehmen  eine  zwar  familienkompatiblere,  aber  weniger
anspruchsvolle  Arbeit  in  Kauf.  Mit  Konsequenzen,  die  sich
wegen der häufigen Teilzeitpensen von Frauen und der tieferen
Löhne gleich zweifach negativ auf ihre Renten im Pensionsalter
auswirken.

Vaterschaftsurlaub als wichtiges Zeichen
Auf dem Weg zur tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und
Männern  ist  die  Vereinbarkeit  von  Beruf  und  Familie  ein
Schlüsselelement. Es braucht daher Rahmenbedingungen, die die



Vereinbarkeit fördern. Erst wenn diese stimmen, können Paare
eine faire Verteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit
unter sich ausmachen und gemeinsam Verantwortung für Erwerbs-,
Haus- und Familienarbeit übernehmen. Und zwar soll dies allen
Paaren  möglich  sein,  nicht  nur  den  gut  bis  sehr  gut
verdienenden.

Massnahmen  zur  Verbesserung  der  Rahmenbedingungen  stehen
vielseitig zur Debatte, dazu gehören etwa existenzsichernde
Löhne,  Lohngleichheit  zwischen  Frau  und  Mann,
Chancengleichheit  im  Beruf,  flexible  Arbeitszeitmodelle,
Familienzulagen,  bessere  Infrastruktur  sowie  rechtliche
Gleichstellung von Teilzeitarbeit und Vollzeitarbeit. Eine der
Forderungen, die zurzeit hoch aktuell ist, ist der Anspruch
auf einen bezahlten Vaterschaftsurlaub – das Anliegen wurde in
der laufenden Herbstsession behandelt und soeben angenommen:
Nach  dem  Ständerat  im  Juni  hat  vergangene  Woche  auch  der
Nationalrat dem indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative
«Für einen vernünftigen Vaterschaftsurlaub – zum Nutzen der
ganzen Familie» zugestimmt, der Vätern nach der Geburt ihres
Kindes  zwei  Wochen  bezahlte  Betreuungszeit  gewährt.  Damit
erhält  die  Schweiz  erstmals  einen  im  Gesetz  noch  zu
verankernden  Vaterschaftsurlaub.  Ein  historischer  Moment  –
nicht zuletzt auch für die Gleichstellung von Frau und Mann.

Mit  dem  Vaterschaftsurlaub  wird  eine  wesentliche
Benachteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt, zumindest auf
dem Papier, ausgeräumt. Denn noch vor dem Muttersein erfahren
Frauen beruflich geschlechtsspezifische Nachteile: Allein in
der  möglichen  Familienplanung  sehen  Arbeitsgeber  bei  der
Anstellung junger Frauen nach wie vor ein Risiko, weil im
Falle einer Schwangerschaft ein Ausfall an Arbeitskraft bei
gleichzeitigen Lohnkosten auf sie zukommt. Mit dem Ja zu einem
gesetzlich  verankerten  Vaterschaftsurlaub  dürfte  sich  diese
Haltung verändern – nun können auch alle Väter unabhängig vom
Arbeitgeber  direkt  nach  der  Geburt  eines  Kindes  Teil  der
Familie sein und von Anfang an Verantwortung übernehmen.



Dass das Thema an sich in der Gleichstellungspolitik zentral
ist  und  aktuell  bleiben  wird,  machte  allein  die  gut
sechsstündige Dauer der nationalrätlichen Debatte klar. Nicht
nur meldeten sich 58 Rednerinnen und Redner zu Wort, sondern
es wurden auch verschiedene Elternzeit-Modelle vorgebracht und
damit  bereits  weitergehende  Massnahmen  gefordert  und
debattiert.

Positive  Entwicklungen  bei  Bildung  und
Berufswahl
In den Bereichen Bildung und Berufswahl haben Frauen gegenüber
Männern  in  den  vergangenen  Jahren  einiges  an  Boden
wettgemacht. Auf dem Weg zur Gleichstellung von Frau und Mann
ist dies ein positives Signal. Wer über eine gute Bildung
verfügt, dem bieten sich normalerweise auch mehr Möglichkeiten
und  Chancen,  die  berufliche  und  private  Lebenssituation
selbstbestimmt  zu  gestalten  und  sich  auf  neue
Herausforderungen  einzulassen.

Wie die jüngsten Zahlen zeigen, ist der Anteil Frauen, die
lediglich  über  die  obligatorische  Schulbildung  verfügen,
zwischen  1999  und  2018  von  20,7  Prozent  auf  12,6  Prozent
zurückgegangen. Gleichzeitig absolvieren immer mehr 25- bis
34-jährige Frauen und Männer eine Ausbildung auf Tertiärstufe.
Bei der höheren Berufsbildung lag der diesbezügliche Anteil im
2018 bei den Frauen bei 11,4 Prozent und bei den Männern bei
14,1 Prozent. Überholt haben junge Frauen die gleichaltrigen
Männer bezüglich Hochschulabschluss: Hatten im Jahr 1999 nur 
9,8 Prozent der Frauen einen Hochschulabschluss, waren es 2018
ganze 42,3 Prozent; bei den jungen Männern hingegen lagen die
entsprechenden Anteile bei 14,4 Prozent bzw. bei 34,7 Prozent.

Die Berufswahl und die Wahl der Studienfachrichtung sind stark
vom  Geschlecht  geprägt.  Erfreulich  ist  deshalb,  dass  sich
heutzutage  zunehmend  mehr  Frauen  für  Beschäftigungsfelder
entscheiden,  die  bislang  von  Männern  dominiert  waren  bzw.



immer noch sind und entsprechende Fähigkeiten und spezifisches
Wissen  erfordern.  Gemeint  sind  beispielsweise  Mathematik,
Informatik, Naturwissenschaften und Technik sowie das Bau- und
verarbeitende  Gewerbe.  Umgekehrt  wählen  auch  junge  Männer
etwas öfter Ausbildungen, die als frauentypisch gelten, so
etwa  in  den  Berufsgebieten  Gesundheit,  Pädagogik  und
Sozialwesen.

Frauen und die Politik – auch im Jahr
2019 noch Aufholbedarf
Frauen  in  den  politischen  Institutionen  –  das  ist  in  der
Schweiz keine Ruhmesgeschichte. Nicht nur gehörte die Schweiz
mit zu den letzten Ländern in Europa, die den Frauen das
Stimmrecht  zugestanden  haben  –  es  dauerte  überdies  noch
weitere 13 Jahre, bis 1984 die erste weibliche Bundesrätin
gewählt wurde. Und auch heute sieht es alles andere als nach
einer gleichgeschlechtlichen Balance aus. In den 1980er- und
insbesondere  in  den  1990er-  Jahren  kam  es  zwar  zu  einem
deutlichen Anstieg an weiblichen Volksvertreterinnen, doch ist
diese Entwicklung in den letzten Jahren wieder verblasst, mit
Ausnahme  des  Nationalrats.  Im  Ständerat  beträgt  der
Frauenanteil aktuell nur gerade 15.2 Prozent (sieben Frauen),
im Nationalrat macht er 32.0 Prozent aus (64 Frauen) und im
Bundesrat 42.9 Prozent, wobei hier das eindrückliche Resultat
für 3 weibliche von insgesamt 7 Bundesratssitzen steht. Ein
ähnliches Bild ergibt sich in den kantonalen und kommunalen
Legislativen mit einer durchschnittlichen Frauenvertretung von
25 Prozent. In den Kantonsparlamenten wiederum liegt sie mit
27.9  Prozent  etwas  höher.  Bedenkenswert  ist,  dass  in  den
Kantonen  Appenzell  Ausserrhoden,  Tessin  und  Luzern  keine
einzige  Frau  weder  in  der  Kantons-  noch  in  der
Gemeindeexekutive  Einsitz  hat.



Ungleichheit  bei  der
Lohngleichheit hält weiter an
geschrieben von Barbara Falk | Februar 20, 2026
So ziemlich genau vor 48 Jahren wurde in der Schweiz das
Frauenstimmrecht eingeführt – oder besser: weiblich erkämpft.
Seit 37 Jahren ist zudem die Gleichstellung von Frau und Mann
in der Bundesverfassung verankert. Und dann gibt es noch das
Gleichstellungsgesetz, das seit 22 Jahren gleichen Lohn für
gleiche  Arbeit  fordert.  Ungeachtet  all  dieser  gesetzlichen
Bestimmungen ist die Gleichstellung von Frau und Mann noch
lange nicht am Ziel. Das zeigt sich allein und gerade wieder
bei  den  weiter  bestehenden  Lohnunterschieden  zwischen  den
Geschlechtern.

Frauen haben sich ihre Position und damit auch ihre Rechte in
der Gesellschaft regelrecht hart erkämpfen müssen. Allein der
Realisierung und Festsetzung des Frauenstimmrechts, besiegelt
an der Urne durch eine eidgenössische Volksabstimmung am 7.
Februar 1971, ging ein jahrzehntelanges Ringen voraus. Die
Schweiz  gehörte  damit  zu  einem  der  letzten  europäischen
Länder, das den Frauen bezüglich Stimmrecht gleiche Rechte
eingestand. Bis die erste weibliche Schweizer Bundesrätin 1984
gekürt wurde, dauerte es dann nochmals 13 Jahre. All diese
Errungenschaften  dürfen  aber  nicht  darüber  hinwegtäuschen,
dass Frauen in der Gesellschaft nach wie vor mit Nachteilen
bis hin zu Diskriminierungen zu kämpfen haben. Die neuesten
Zahlen zur Lohnungleichheit sind mithin ein klares Exempel.

Lohngleichheit lässt auf sich warten
Die jüngste Lohnstrukturerhebung des Bundesamts für Statistik,
veröffentlicht  Ende  Januar  2019,  zeigt  deutlich,  dass  die
Lohnunterschiede zwischen Frau und Mann weiterhin bestehen.
Mehr noch: Der unerklärte Anteil der Lohnungleichheit hat sich
sogar vergrössert – damit ist eine Gleichstellung in weiter

https://oeffentlichespersonal.ch/frauenfragen/2019/03/ungleichheit-bei-der-lohngleichheit-haelt-weiter-an
https://oeffentlichespersonal.ch/frauenfragen/2019/03/ungleichheit-bei-der-lohngleichheit-haelt-weiter-an


Ferne.  So  verdienten  Frauen  im  Privatsektor  im  Jahr  2016
durchschnittlich 19,6 Prozent weniger als Männer; 42,9 Prozent
davon lassen sich nicht mit Ausbildung, Führungsverantwortung
oder Dienstjahren erklären, will heissen, rund 8,4 Prozent
sind willkürlich und daher diskriminierend.

Besonders  stossend  an  diesen  Zahlen:  Im  Vergleich  zu  den
Vorjahren hat sich nichts getan, im Gegenteil: Das Lohngefälle
zwischen Frauen und Männern stagniert auf hohem Niveau. Zum
Vergleich: War der geschlechtsspezifische Lohnunterschied von
2012 bis 2014 zunächst noch von 21,3 Prozent auf 19,5 Prozent
gesunken,  verharrt  er  seither  bei  demselben  Wert.  Konkret
heisst  das,  dass  Frauen  im  Mittel  monatlich  1532  Franken
weniger auf ihrem Lohnkonto haben als Männer. Noch schlechter
sieht es beim unerklärten Anteil der Lohnunterschiede aus:
2012 betrug dieser noch 40,9 Prozent, fiel hernach bis 2014
auf 39,1 Prozent und hat nun mit 42,9 Prozent das Niveau von
2012  sogar  wieder  übertroffen.  Auch  hier  also  keinerlei
Fortschritt, sondern Rückschritt.

Nur  leicht  besser  präsentiert  sich  die  Situation  im
öffentlichen Sektor. Bei Bund, Kantonen und Gemeinden lag der
Lohnunterschied zwischen Männern und Frauen bei 16,7 Prozent
bzw. 1498 Franken monatlich, während der unerklärte Anteil
dieses Unterschieds 34,9 Prozent ausmacht. 

Aufhorchen lässt insbesondere der unerklärte Lohnunterschied,
zeigt er doch, wieviel weniger Frauen im Vergleich mit Männern
bei  sonst  vergleichbaren  Merkmalen  verdienen.  Grob  gesagt:
Finden  sich  Mann  und  Frau  beispielsweise  in  vergleichbar
grossen  Unternehmen  in  derselben  Führungsposition  wieder,
haben zudem dieselbe Qualifikation und gleich lange Erfahrung,
hat die Frau lohnmässig aufgrund ihres Geschlechts per se das
Nachsehen. Der unerklärte Lohnunterschied ist also de facto
ein  Mass  für  das  Ausmass  der  Diskriminierung  von  Frauen
bezüglich Lohngleichheit.



Was  führt  zu  diesen  nach  wie  vor
eklatanten Unterschieden?
Die Schweizerische Lohnstrukturerhebung, die alle zwei Jahre
durchgeführt  wird,  berücksichtigt  einerseits  sämtliche
Branchen  des  Industrie-  und  Dienstleistungssektors  sowie
unternehmensspezifische  Eigenschaften  wie  etwa  die
Firmengrösse.  Andererseits  erfasst  sie  auch  strukturelle
Faktoren wie etwa das Bildungsniveau, die Anzahl Dienstjahre
oder die Ausübung einer Führungsfunktion. Somit ermöglicht sie
eine differenzierte Analyse der Lohnstruktur und gewährt auch
ein verfeinertes Bild mit Blick auf die geschlechtsspezifische
Lohnsituation. Dabei bestätigt die jüngste Erhebung die sich
hartnäckig  haltende  Benachteiligung  von  Frauen  gegenüber
Männern, wenn es um die Honorierung von gleicher Arbeit und
Verantwortung geht. 

Klar,  es  gibt  nachvollziehbare  Gründe,  weshalb  Frauen  im
Schnitt  weniger  verdienen  als  Männer,  etwa  die  berufliche
Stellung. So stehen letztere in der Hierarchie von Unternehmen
in  der  Regel  weiter  oben.  Dennoch  ist  auch  hier  der
Lohnunterschied  umso  grösser,  je  höher  die  Kaderstufe  ist
(vgl. Abb.). Ein anderer Grund liegt beim Bildungsniveau und
dem ausgeübten Tätigkeitsbereich. Auch die Berufserfahrung –
und damit das Alter – spielt eine gewichtige Rolle. Die Rechte
moniert  denn  auch,  dass  die  Lohnanalysen  des  Bundes  die
diskriminierende Situation der Frauen verzerrten, indem sie
statt der tatsächlichen nur die potenzielle Berufserfahrung
berücksichtigen  würden.  Letzteres  entspricht  dem  Alter
abzüglich den Jahren bis zum Schulabschluss. Somit blieben
Karriereunterbrüche  unberücksichtigt,  denn  Frauen  haben
durchschnittlich gesehen mehr und längere Unterbrüche in ihrer
Berufskarriere  und  arbeiten  in  tieferen  Anstellungs-Pensen.
Entsprechend kritisierte Thomas Aeschi, Fraktionschef der SVP,
die Modellrechnung des Bundes im St. Galler Tagblatt unlängst
als lückenhaft: «Dass damit automatisch ein Handlungsbedarf
bei den angeblich diskriminierenden Löhnen entsteht, ist unter



diesen Voraussetzungen nicht verwunderlich.» Und er ist mit
dieser Kritik längst nicht der einzige.

Tatsache ist aber auch: Obwohl Frauen bezüglich Bildung und
Ausbildung  im  Vergleich  zu  ihren  männlichen  Mitstreitern
längst  aufgeholt  haben,  sind  es  immer  noch  sie,  die
überproportional  in  schlecht  bezahlten  Berufssegmenten
arbeiten. Oder anders ausgedrückt: in typischen Frauenberufen
im  Tieflohnbereich.  Im  Jahr  2016  zum  Beispiel  waren
Vollzeitstellen mit weniger als 4000 Franken Bruttolohn zu
62,7  Prozent  von  Frauen  belegt.  Frauen  entscheiden  sich
ausserdem für Teilzeitstellen, um Zeit für unbezahlte Arbeit
zu  haben,  sei  es  für  die  Familie  oder  die  Pflege  von
Angehörigen.

Solange die Vereinbarkeit von Familie und Beruf nicht durch
Rahmenbedingungen,  wie  etwa  bezahlbare  Krippen  und
Tagesschulen, verbessert wird und es auch an einer gerechten
Verteilung von bezahlter und unbezahlter (Care-)Arbeit fehlt,
wird sich bei der Lohngleichheit so rasch nichts Wesentliches
ändern.  Dass  Teilzeitarbeit  nicht  nachhaltig  ist,  zeichnet
sich  allerspätestens  bei  der  Rente  ab.  Es  besteht  also
weiterhin dringend Handlungsbedarf. Letztlich geht es auch um
tief  verankerte  Geschlechterstereotypen,  die  die
Lohngleichheit zwischen Frau und Mann nicht nur verhindern,
sondern  die  Lohndiskrepanz  mit  ihren  traditionellen
Rollenbildern geradezu zementieren und folglich aufgebrochen
werden müssen.

Wie sind die Aussichten?
Es gibt Stimmen, die den Frauen selber die Schuld zuschieben.
Frauen treten demnach leiser und weniger fordernd auf als ihr
männlichen  Kollegen.  Sie  müssten  einfach  noch  besser
artikulieren,  was  sie  wollen,  so  die  Empfehlung  von
Arbeitgeberpräsiden Valentin Vogt. Aber liegt es wirklich an
den Frauen, das gesetzlich verankerte Recht auf Lohngleichheit
einzufordern? Müsste nicht vielmehr die Arbeitgeberseite Farbe



bekennen und ihre Verantwortung übernehmen?

Fakt ist: Der Gang vor Gericht lohnt sich für Frauen oft
nicht,  wollen  sie  sich  für  die  im  Verfassungsgrundsatz
festgelegte Gleichberechtigung wehren. Seit Inkrafttreten des
Gleichstellungsgesetzes  im  Jahr  1996  kam  es  in  der
Deutschschweiz insgesamt zu lediglich 287 Lohnklagen, wovon
237 rechtskräftig waren. In 167 Fällen hatten Frauen geklagt,
die  übrigen  betrafen  Gruppen  oder  Verbände,  mehrheitlich
ebenfalls  Frauen,  und  auch  9  Männer  wehrten  sich.  Davon
endeten 112 Verfahren vor der Schlichtungsbehörde und 113 vor
Gericht. Vor der Schichtungsbehörde kam es in 69 Prozent zu
einem Vergleich, während es vor Gericht nur gerade 12 Prozent
waren.  Gerichtlich  wurden  51  der  Fälle  abgewiesen  und
lediglich  22  Prozent  gutgeheissen.  Dass  die  Chancen  für
erfolgreiche Lohnklagen so gering sind, liegt vor allem an der
Schwierigkeit  der  Beweislage.  Zudem  gibt  es  kaum  eine
Transparenz bei den Löhnen, was Vergleiche schwierig macht. 

Es  braucht  daher  mehr  und  deutliche  Anstrengungen  seitens
Wirtschaft  und  seitens  Politik.  Jedenfalls  mehr  als  nur
Lippenbekenntnisse. Rezepte gäbe es theoretisch einige. Die
Forderungen reichen von Mindestlöhnen über Lohntransparenz bis
hin  zu  genereller  Arbeitszeitreduktion  und  flexibleren
Arbeitsbedingungen.  Mit  der  Revision  des
Gleichstellungsgesetzes,  die  eine  Pflicht  zu  regelmässigen
Lohngleichheitsanalysen seitens der Unternehmen vorsah, wollte
der Bundesrat die Lohngleichheit erreichen. Die Vorlage hat
letztes Jahr im Ständerat Schiffbruch erlitten, das Geschäft
wurde zurück an die Kommission geschickt. Ein Problem ist eben
auch: Wenn die Politik handelt, schreit die Wirtschaft auf.

Nach Differenzbereinigungen hat das Parlament die Revision des
Gleichstellungsgesetzes im vergangenen Dezember verabschiedet.
Damit  hat  der  Kampf  um  Lohngleichheit  einen  kleinen
Fortschritt  errungen,  denn  endlich  sind  verbindliche
Massnahmen  festgelegt.  Allerdings  wurden  die  ursprünglichen
Vorschläge  des  Bundesrates  stark  verwässert.  So  sind  neu



Unternehmen ab 100 Angestellten zu Lohnanalysen verpflichtet.
Der  Bundesrat  wollte  die  Schwelle  bei  50  Angestellten
ansetzen, was nur 2 Prozent aller Unternehmen, aber 54 Prozent
aller Beschäftigten betroffen hätte. Nun sind es 0,85 Prozent
aller  Unternehmen  und  45  Prozent  aller  Arbeitnehmenden.
Ebenfalls wurden die Lohnanalysen auf 12 Jahre begrenzt, statt
langfristig angelegt, und auch das Vierjahres-Intervall für
die  Wiederholung  von  Lohnanalysen  wurde  verworfen;
Unternehmen, welche die Lohngleichheit einhalten, müssen keine
weiteren  Analysen  mehr  durchführen.  Chancenlos  blieben
Kontrollen  und  Sanktionen.  Trotz  des  kleinen  Erfolgs:
Angesichts der zahmen Revision muss es nicht erstaunen, dass
Frauenverbände, Linke und Gewerkschaften zum Streik aufrufen,
um  ihren  Anliegen  einer  kompromisslosen  Umsetzung  der
Gleichstellung  Gehör  zu  verschaffen.

 

Frauen*streik: 14. Juni 2019

Am diesjährigen Frauenstreik gehen Frauen und Gleichgesinnte
schweizweit  auf  die  Strasse,  um  gemeinsam  Druck  auf  eine
kompromisslose  Umsetzung  des  Gleichstellungsgesetzes  zu
machen. Seit 1996 ist die Gleichstellung von Frau und Mann
gesetzlich  verankert  –  aber  in  zahlreichen  Bereichen  noch
nicht konsequent umgesetzt. Allein die Lohngleichheit ist eine
uralte Forderung im Kampf um Gleichberechtigung.

Der 14. Juni 2019 ist ein Freitag – ob die Frauen von ihren
Arbeitgebern an diesem Tag eine Lizenz zum Streiken erhalten
werden? In Zürich ist jedenfalls eine derartige schriftliche
Anfrage aus dem Gemeinderat beim Stadtrat hängig.



Gleichstellung der Frauen im
Erwerbsleben – wie weiter?
geschrieben von Hans Erdin | Februar 20, 2026
Hauptthema der letzten Veranstaltung war das im September vom
Nationalrat  revidierte  Gleichstellungsgesetz.  Die
Gesetzesvorlage geht nun zurück in den Ständerat, der sie in
der  laufenden  Wintersession  behandeln  wird.  Wie  kann  die
Gleichstellung  der  Frauen  im  Erwerbsleben  vorangetrieben
werden? Mögliche Strategien und politische Schwerpunkte wurden
von Vertretern aus der Politik, der Wissenschaft sowie von den
Interessenvertretern  der  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerseite
aufgezeigt. Führen sie zum Ziel?

Öffentliches Personal Schweiz (ZV) ist als Trägerverband der
Zusammenarbeitsvereinbarung und Mitglied der Ebenrainkonferenz
und deshalb zu diesen Treffen der Parlamentarischen Gruppe für
Arbeit eingeladen. Präsident Urs Stauffer und Vize-Präsident
Hans Erdin nahmen an der diesjährigen Veranstaltung teil.

Lohngleichheit  und  Ausbau  der
familienergänzenden Betreuung
Als Hauptreferentin gab Frau Bundesrätin Simonetta Sommaruga
eine  aktuelle  Stellungnahme  vor  dem  Hintergrund  des
Seilziehens  um  das  umkämpfte  Gleichstellungsgesetz  ab.  Sie
verlieh  dabei  ihrer  Hoffnung  Ausdruck,  dass  das  Resultat
letztlich zufriedenstellend sein wird. Vor dem Hintergrund,
dass in den nächsten 10 Jahren rund 1 Million Arbeitnehmende
in Pension gehen und nur rund 400 000 Arbeitnehmende in den
Arbeitsprozess einsteigen, ist Nichtstun die falsche Lösung.
Die Diskriminierung der Frauen im Erwerbsleben müsse aufhören,
Lohngleichheit  für  gleiche  Arbeit  sei  ein  Muss  und  damit
einhergehend müsse die familienergänzende Betreuung ausgebaut
werden. Zentraler Punkt im neuen Gleichstellungsgesetz ist die
von den Betrieben durchzuführende Lohnanalyse. Der Bundesrat
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hatte vorgeschlagen, dass alle Betriebe ab 50 Mitarbeitenden
diese  Analyse  alle  vier  Jahre  durchführen  müssen.  Das
Parlament hat jedoch entschieden, dass nur Betriebe ab 100
Mitarbeitenden  zur  Durchführung  dieser  Analyse  verpflichtet
werden sollen. Das bedeutet, dass 99.05 Prozent aller Betriebe
in  der  Schweiz  von  dieser  Vorlage  nicht  betroffen  sind.
Sommaruga erklärt aber, dass man mit dieser Vorlage gleichwohl
noch beinahe die Hälfte der Arbeitnehmenden erreiche, die von
dieser Lohnanalyse profitieren würden.

Die Erwartung der Frauen an dieses Gesetz sei gross und sie
seien auch mehr als berechtigt. Die Lohngleichheit sei wichtig
für die Frauen und auch für die Familieneinkommen. Zudem sei
Lohngleichheit auch ein Ansporn für die Frauen, dass sie auch
in der Familienphase die Erwerbsarbeit nicht aufgeben und ihr
Fachwissen der Arbeitswelt erhalten bleibt. Wenn dies auch
dazu führe, dass letztlich die Renten der Frauen gleich hoch
wie diejenigen der Männer, ist dies umso besser.

Bundesrätin Sommaruga bezeichnet die Teilzeitarbeit als Falle.
Vor  allem  Frauen  mit  kleinen  Pensen  seien  betroffen;  sie
hätten  kaum  Chancen,  beruflich  in  verantwortungsvolle
Positionen zu kommen. Niedrige Teilzeitpensen seien in der
Regel nicht entwicklungsfähig und doch ist die Teilzeitarbeit
für Frauen und Männer eine wesentliche Voraussetzung für die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Die Gemeinden und Kantone
sowie  die  Unternehmen  sind  gefordert,  wenn  es  um  die
Finanzierung  der  familienergänzenden  Betreuung  geht.
Interessant ist, so Sommaruga, dass Familien einen Wohnort
nicht  nur  aufgrund  einer  tiefen  steuerlichen  Belastung
bevorzugen, sondern das ausserschulische Betreuungsangebot für
Kinder vermehrt zum wichtigsten Kriterium wird.

Um  auf  dieses  Bedürfnis  reagieren  zu  können  und  die
Betreuungsangebote  flächendeckend  zu  verbessern  und  zu
harmonisieren, braucht es eine familienfreundliche Politik der
Kantone und Gemeinden. Es braucht aber auch die Wirtschaft,
die  ein  grosses  Interesse  haben  muss,  Frauen  in  die



Arbeitsprozesse einzubinden und ihnen auch Verantwortung zu
übergeben. Wir können den Bedarf an Fachkräften zu einem nicht
unwesentlichen Teil mit eigenen Leuten in unserem Land decken.
Dazu müssen allerdings die Rahmenbedingungen stimmen. Diese
Rahmenbedingen  werden  jetzt  entschieden,  sie  sind
Voraussetzung für einen echte Gleichstellung der Frauen im
Erwerbsleben.

Stellungnahme  zur  Gleichstellung  der
Frauen aus Arbeitgebersicht
Der  Schweizerische  Arbeitgeberverband,  vertreten  durch  Frau
Daniella  Lützelschwab  (Geschäftsleitungsmitglied  &
Ressortleiterin  Arbeitsmarkt/Arbeitsrecht),  erachtet  die
Lohnkontrollen  als  ungeeignet  um  die  Lohnunterschiede  zu
bekämpfen. Er macht sich stark für wirksame Korrekturen bei
den Ursachen.

So  sollen  Frauen  ihr  Arbeitspensum  erhöhen,  um  mehr
Berufserfahrung zu erhalten, was die Chancen, mit den Löhnen
der Männer gleichzuziehen, verbessern soll. Erwerbsunterbrüche
während der Kinderbetreuungsjahren sollen möglichst vermieden
werden,  was  zu  weniger  Einschnitten  in  Karriereverläufen
führen und die Lohnunterschiede verkleinern soll. Auch die
Arbeitgebenden sehen diesbezüglich Bedarf an einem qualitativ
guten,  ausreichenden  und  preislich  attraktiven
Drittbetreuungsangebot.

Ziel  der  Arbeitgeber  ist  es,  mit  flexiblen  Arbeitsformen
Frauen den Schritt in die Erwerbstätigkeit zu ermöglichen.
Dazu sei auch ein gesellschaftliches Umdenken hinsichtlich der
Familienorganisation  notwendig.  Die  Arbeitgeber  stellen
Massnahmen vor, wie flexible Arbeitszeiten, Teilzeitstellen,
Anpassung  der  Arbeitsorganisation,  Unterstützung  bei  der
Kinderbetreuung  und  auch  das  Angebot  von  zusätzlichen
Urlauben.

Inwiefern  sich  die  Arbeitgeber  bei  der  Finanzierung  des



Betreuungsangebotes  engagieren,  bleibt  offen.  Es  müsste
allerdings  in  ihrem  eigenen  Interesse  sein,  die
Voraussetzungen für das berufliche Engagement der Frauen auch
mit finanzieller Unterstützung zu schaffen.

INFRAS-Studie  zur  «Vereinbarkeit  von
Familie  und  Beruf:  Zwischen  Wunsch  und
Realität»
Frau  Susanne  Stern,  dipl.  Sozialgeografin,  stellte  die
Resultat der Studie vor. 1000 Eltern mit Kindern bis 4-jährig
und  angehende  Eltern  wurde  befragt.  Interessant  sind
zusammenfassend  die  Befunde:

Die  Wahl  einer  familienergänzenden  Betreuung  ist  stark
preissensitiv. Entscheidend ist ebenfalls die Erreichbarkeit
der Angebote, die Nähe von Wohn- und Arbeitsort. Dann haben
soziodemografische  Faktoren  wie  Bildung,  Einkommen,
Migrationshintergrund, Wohnort etc. erheblichen Einfluss auf
die Wahrscheinlichkeit, Betreuung in Anspruch zu nehmen.

Status  quo  ist,  dass  39%  der  Familien  Betreuungsangebote
nutzen. Die Nachfrage nach Betreuungsplätzen steigt je nach
Szenario.  Bei  flächendeckender  Verfügbarkeit  wäre  das
Nachfragepotenzial 49%, bei finanzieller Entlastung der Eltern
59% und bei einem entsprechend finanzierten Zugang für alle,
gar 69%.

Dies zeigt klar wo der Schuh drückt: Bei der Finanzierung. In
der  aktuellen  Situation  belaufen  sich  die  öffentlichen
Ausgaben bei ca. 700 Mio. Franken, was nicht mal einem BIP
(Brutto Inlandprodukt) von 0.1% entspricht. Um den Zugang für
alle zu schaffen, müsste der Aufwand der öffentlichen Hand auf
ca. 2.6 Mia Franken erhöht werden, was einem BIP von ca. 0.3%
entsprechen würde. Dieser Anteil wäre im Vergleich mit der EU
und  den  OECD  Staaten  immer  noch  klein.  Der  Anteil  der
Elternbeiträge würde auf ca. 800 Mio. Franken sinken, heute



sind es ca. 1.4 Mia. Franken. Fazit ist: Knapp 70% der Eltern
würde die Betreuungsangebote nutzen und der Preis hat einen
wesentlichen Einfluss auf die Nachfrage. Es besteht grosser
Bedarf, die Familien bei der Kinderbetreuung zu entlasten.
Schlussendlich  profitieren  alle,  auch  der  Staat  und  die
Wirtschaft.

Sicht und Massnahmen des Schweizerischen
Gewerkschaftsbundes (SGB)
Zentralsekretärin  Regula  Bühlmann  nimmt  Stellung  zum
erreichten  Stand  der  Gleichstellung  der  Frauen  im
Erwerbsleben. Der SGB fordert eine rasche und kompromisslose
Umsetzung des revidierten Gleichstellungsgesetzes und er will
eine  zeitnahe  Evaluation  der  Wirksamkeit.  Ausserdem  sollen
typische Frauenberufe mit Mindestlöhnen und GAV aufgewertet
werden.

Der SGB nimmt auch das Thema Elternschaft auf. Die Schweiz hat
im  internationalen  Vergleich  immer  noch  einen  sehr  kurzen
Mutterschaftsurlaub und keinen Vaterschaftsurlaub, der diesen
Namen verdienen würde, geschweige denn eine Elternzeit. Er
fordert  einen  zu  100%  bezahlten  Mutterschaftsurlaub  sowie
besseren  Kündigungsschutz.  Der  SGB  will  zudem  einen
Vaterschaftsurlaub,  der  über  den  parlamentarischen
Kommissionsvorschlag von zwei Wochen hinausgeht. Zudem eine
Elternzeit.

Die  öffentliche  Hand  müsse  mindestens  70%  der  Kosten  für
familienergänzende  Betreuung  übernehmen,  um  auf  das
europäische Niveau zu gelangen. Die gesprochenen Finanzhilfen
gingen in die richtige Richtung, reichten jedoch nach Meinung
des SGB nicht aus.

Persönliches Fazit
Um die Gleichstellung der Frauen im Erwerbsleben zu erreichen,
sind grosse Anstrengungen notwendig. Sie dürfen nicht bloss



Lippenbekenntnisse  sein.  Nimmt  man  die  INFRAS-Studie  als
Basis,  ist  sofort  klar,  dass  nur  mit  einer  Erhöhung  des
Beitrages für Betreuungskosten der öffentlichen Hand die Ziele
erreicht werden. Keine Kleinstpensen mehr, grössere Chancen
für  Frauen  sich  beruflich  zu  entwickeln  und  dadurch  den
Lohnunterschied zu den Männern aufzuheben oder deutlich zu
verkleinern.  Dazu  braucht  es  politischen  Willen  und  die
Unterstützung  der  Wirtschaft.  Gerade  sie  ist  auf  gut
ausgebildete, motivierte Frauen die Verantwortung übernehmen
wollen, in welchen Berufen auch immer, angewiesen.


